
753 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XVIII. GP 

Bericht 

des· Umweltausschusses 

über die Regierungsvorlage (534 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, . mit dem das Altlastensanie­
rungsgesetz, BGBI. Nr. 299/1989, und das 
Wasserrechtsgesetz 1959, BGBI. Nr.215/ 
1959, geändert werden (Altlastensanierungsge-

setz-Novelle 1992) 

Mit der gegenständlichen Novelle soll ein 
wesentlicher Schritt zur Aufbringung der erforderli­
chen Mittel· zur Finanzierung der Altlastensiche­
rung und -sanierung gesetzt werden. 

Darüber hinaus soll eine möglichst effiziente 
Verfahrensabwicklung betreffend die Erfassung, 
Abschätzung und Bewertung von Verdachtsflächen 
sowie die Erhebung der Altlastenbeiträge sicherge­
stellt werden. 

Umweltinformationen sollen durch Auskunfts­
rechte über Verdachtsflächen erweitert werden. 
Liegenschaftseigentümer sollen von der Ausweisung 
einer Altlast auf ihren Grundstücken vom Amt der 
jeweiligen Landesregierung informiert werden. 

Inhaltlich wird 
eine Präzisierung der Begriffe Verdachtsflä­
chen, Altlasten, Erdaushub und Abraummate­
rial sowie Sicherung und Sanierung von 
Altlasten, 

- -die gestaffelte Anhebung des Altlastenbeitra­
ges pro Tonne deponierter (bzw. länger als 
ein Jahr zwischengelagerter) und exponierter 
Abfälle, . 
eine KlarsteIlung, daß für Abfälle aus 
Altlasten keine Beitragspflicht besteht, 
die Abstimmung der Begriffe "Iand- und 
forstwirtschaftliche Abfälle" und "Zwischen­
lager" mit dem A WG, 
eine Erhöhung des Anteiles am Aufkommen 
von Altlastenbeiträgen zur Erfüllung der 
Aufgaben gemäß §§ 13 und 14 ALSAG, 

die \ Streichung der zusätzliche~ Begrenzung 
des Kostenersatzes für ergänzende Untersu­
chungen an die Länder, 
eine Modifizierung der Zuständigkeit des 
Finanzamtes für die Erhebung des Altlasten-
beitrages, . 
eine Auskunftspflicht des Bundesministeriums 
für Umwelt, Jugend und Familie, ob ein 
Grundstück in den Verdachtsflächenkataster 
aufgenommen wurde bzw. welche Art der 
Verdachtsfläche vorliegt, 
die Verständigung des Liegenschaftseigentü­
mers von der Ausweisung einer Altlast durch 
das Amt der jeweiligen Landesregierung, 
eine Erweiterung der Duldungsrechte, zB 
auch für Beauftragte der Behörden, 
die Festschreibung des Zeitpunktes der 
Zuständigkeitskonzentration 

vorgenommen. 

Der Umweltausschuß hat die gegenständliche 
Regierungsvorlage in seinen Sitzungen am 21. Ok­
tober und 3. November 1992 in Verhandlung 
gezogen. 

An der anschließenden Debatte beteiligten sich 
außer dem Berichterstatter die Abgeordneten Mag. 
Sc h w e i t zer, Art hol d, Monika La n g t h a -
ler, Schuster, Dipl.-Ing. Dr. Keppelmül­
I e r, Dipl.-Ing. Kai s e r, Mag. Sc h I ö g I, Mag. 
Hau p t und Anna Elisabeth Au m a y r sowie die 
Bundesministerin für Umwelt, Jugend und Familie 
Dkfm. Ruth Fe I d g r i 11- Z a n k e \. 

Die Abgeordneten Art hol d und Dip\.-Ing. Dr. 
K e p pe I müll erbrachten einen Abänderungsan­
trag ein, der wie folgt begründet war: 

Zu Artikel I Z 2 (§ 2 Absatz 1): 

"Mit dem zweiten Satz wird der bisherige 
Geltungsbereich des Gesetzes verdeutlicht; Konta­
minationen durch diffuse Luftemissionen fallen 
nicht unter den Altlastenbegriff." 
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Zu Artikel I Z 6 (§ 2 Absatz 11): 

"Der Ausdruck ,darstellbare Bereiche' wird durch 
,abgrenzbare Bereiche' ersetzt. Diese Präzisierung 
soll die Vollziehung, insbesondere die Eintragung in 
den Verdachtsflächenkataster, erleichtern. 

Die Wendung ,eine unzumutbare Beeinträchti­
gung für den Menschen oder die Umwelt ausgehen 
kann' wird ersetzt durch ,erhebliche Gefahren für 
die Gesundheit des Menschen oder die Umwelt 
ausgehen können'. 

Mit dieser Änderung erfolgt eine Angleichung 
mit der Definition des Begriffes ,Altlast'. Dies trägt 
zur Verständlichkeit und Rechtssicherheit bei." 

Zu Artikel I Z 10 (§ 6): 

"Die Einfügung einer eigenen Gruppe für 
Baurestrnassen trägt zur Rechtssicherheit bei, denn 
die Abgrenzung zwischen beitragspflichtigen und 
beitragsfreien Baurestrnassen war sehr schwierig 
und hat daher zahlreiche Probleme aufgeworfen. 
Dies insbesondere deshalb, da bei der Abgrenzung 
der Zweck der Ablagerung zu berücksichtigen war. 

Es wird klargestellt, daß Abfall im Sinne des § 2 
Abs. 4 ALSAG vorliegt, wenn mineralische Baurest­
rnassen unabhängig vom Verwendungszweck abge­
lagert werden, sei es zB als stabilisierende Schicht 
für eine Deponie oder als Verfüllungsmaterial einer 
Kies- bzw. Schottergrube. Die Betreiber solcher 
aufzufüllenden Gruben haben auch schon bis jetzt 
mineralische Baurestrnassen gegen Entgelt über­
nommen. 

Abfall im Sinne des § 2 Abs. 4 ALSAG liegt nicht 
vor, wenn mineralische Baurestrnassen zur Herstel­
lung von konkreten Bauwerken verwendet werden, 
wie zB Dammaufschüttungen, Künettenfüllungen, 
Straßenunterbau, zur Abdeckung in Deponien ua." 

Dr. Leiner 

Berichterstatter 

Zu Artikel I Z 18 (§ 13 Absatz 2): 

"Vollzugsbehörde des Altlastensanierungsgeset­
zes ist der Landeshauptmann, daher sollte statt dem 
,Amt der jeweiligen Landesregierung 'der 
,Landeshauptmann' genannt werden. 

Die Länder befürchteten durch die ständige 
Beobachtung der Eigentumsverhältnisse der betrof­
fenen Grundstücke einen zu hohen Verwaltungs­
aufwand, daher wurde die Pflicht zur Verständi­
gung "betreffend jene Eigentümer, die zum Zeit­
punkt der Eintragung die Eigentümer der betroffe­
nen Liegenschaften sind, eingeschränkt." 

Zu Artikel I Z 33 (§ 23 a): 

"Mit dieser Regelung erfolgt die Anpassung des 
Begriffes ,gefährliche Abfälle' im ALSAG an die 
Verordnung über die Festsetzung gefährlicher 
Abfälle; radioaktive Abfälle gelten bereits derzeit als 
gefährliche Abfälle im Sinne des ALSAG." 

Bei der Abstimmung wurde der gegenständliche 
Gesetzentwurf in der Fassung des oben erwähnten 
Abänderungsantrages mehrstimmig angenommen. 

Weiters traf der Ausschuß folgende Festellung: 

"Der Umweltausschuß stellt fest, daß an 
Zuckerrüben anhaftende Ackererde, die im Zuge 
der Reinigung in der Zuckerfabrik abgewaschen 
wird, als Wirtschaftsgut gilt. Sie kann somit auf 
landwirtschaftlichen Gründen ausgebracht wer­
den." 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Umwelt­
ausschuß somit den An t rag, der Nationalrat 
wolle dem a n g e s chi 0 s sen enG e set z e p. t - "Z 
w ur f die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, 1992 11 03 

Mag. Haupt 

Obmann 
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Bundesgesetz, mit dem das Altlastensa­
nierungsgesetz, BGBl. Nr. 299/1989, und das 
Wasserrecbtsgesetz 1959, BGBI. Nr.215/ 
1959, geändert werden (Altlastensanierungsge-

setz-Novelle 1992) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Altlastensanierungsgesetz, BGBl. Nr.299/ 
1989, zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 325/1990, 
wird wie folgt geändert: 

L§ 1 lautet: 

"Ziel dieses Gesetzes ist die Finanzierung der 
Sicherung und Sanierung von Altlasten im Sinne 
dieses Gesetzes." 

2. § 2 Abs. 1 lautet: 

,,( 1) Altlasten sind Altablagerungen und Altstand­
orte sowie durch diese kontaminierte Böden und 
Grundwasserkörper, von denen - nach den 
Ergebnissen eiu~ Gefährdungsabschätzung -
erhebliche Gefahren für die Gesundheit des 
Menschen oder die Umwelt ausgehen. Kontamina­
tionen, die durch Emissionen in die Luft verursacht 
werden, unterliegen nicht dem Geltungsbereich des 
Gesetzes." 

3. § 2 Abs. 5 Z 2 lautet: 
,,2. Erdaushub und Abraummaterial, die durch 

Aushub oder Abräumen von im wesentlichen 
natürlich gewachsenem Boden oder Unter­
grund anfallen, sofern sie nicht mit umweltge­
fährdenden Stoffen soweit verunreinigt wur­
den, daß eine besondere Behandlung erforder­
lich ist;" 

4. In § 2 Abs. 5 Z 3 wird die Wortfolge "Berge 
und taubes Gestein" ersetzt durch "Berge (taubes 
Gestein)" . 

5. § 2 Abs. 5 Z 4 lautet: 

,,4. Mist, Jauche, Gülle und organisch kompo­
stierbares Material, wenn diese im Rahmen 
eines inländischen land- und forstwirtschaftli­
chen Betriebes anfallen und im unmittelbaren 
Bereich eines land- und forstwirtschaftlichen 
Betriebes· einer zulässigen Verwendung zuge­
führt werden." 

6. § 2 Abs. 11 lautet: 

,,(11) Verdachtsflächen im Sinne dieses Bundes­
gesetzes sind abgrenzbare Bereiche von Altablage­
rungen und Altstandorten, von denen auf Grund 
früherer Nutzungsformen erhebliche Gefahren für 
die Gesundheit des Menschen oder die Umwelt 
ausgehen können." 

7. § 2 Abs. 13 lautet: 

,,(13) Sicherung im Sinne dieses Bundesgesetzes 
ist das Verhindern von Umweltgefährdungen, 
insbesondere der Ausbreitung möglicher Emissio­
nen von gesundheits- und umweltgefährdenden 
Schadstoffen aus Altlasten." 

8. § 2 Abs. 14 lautet: 

,,(14). Sanierung im Sinne dieses Bundesgesetzes 
ist die Beseitigung der Ursache der Gefährdung 
sowie die Beseitigung der Kontamination im 
Umfeld." 

9. Der bisherige Text des § 3 erhält die 
Bezeichnung ,,§3. (1)"; dem § 3 wird folgender 
Abs.2 angefügt: 

,,(2) V ori der Beitragspflicht ausgenommen ist das 
Deponieren, das länger als einjährige Zwischenla­
gern und die Ausfuhr von Abfällen, die im Zuge der 
Sicherung und Sanierung von Altlasten anfallen, 
sowie das Umlagern von Abfällen, für die bereits ein 
Altlastenbeitrag entrichtet wurde." 
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10. § 6 lautet: 

,,§ 6. Der Beitrag beträgt je angefangene Tonne 
für 

1. gefährliche Abfälle (§ 2 Abs. 6) 
ab 1. Jänner 1993 .............. . 
ab 1. Jänner 1995 .............. . 
ab 1. Jänner 1997 .............. . 

2. mineralische Baurestrnassen 
ab 1. Jänner 1993 .............. . 
ab 1. Jänner 1995 .............. . 
ab 1. Jänner 1997 .............. . 

3. alle übrigen Abfälle 
ab 1. Jänner 1993 .............. . 
ab 1. Jänner 1995 .............. . 
ab 1. Jänner 1997 .............. . 

11. § 9 Abs. 1 lautet: 

400 S 
700 S 

1000 S 

40 S 
50 S 
60 S 

60 S 
90 S 

120 S." 

,,(1) Die Erhebung des Beitrages obliegt dem 
Finanzamt, das für die Erhebung der Umsatzsteuer 
des Beitragschuldners zuständig ist oder im Fall der 
Umsatzsteuerpflicht des Beitragschuldners in Be­
tracht käme." . 

12. § 9 Abs. 2 erster Satz lautet: 

,,(2) Der Beitragschuldner hat spätestens am 
zehnten Tag (Fälligkeitstag) des auf das Kalender­
vierteljahr (Anmeldungszeitraum) zweitfolgenden 
Kalendermonates eine Anmeldung bei dem für die 
Einhebung der Umsatzsteuer zuständigen Finanz­
amt einzureichen, in der er den für den 
Anmeldungszeitraum . zu entrichtenden Beitrag 
selbst zu berechnen hat." 

13.§ 11 Abs. 2 Z 1 lautet: 

,,1. zur Erfassung, Abschätzung und Bewertung 
von Verdachtsflächen sowie zur Erfassung von 
Altlasten," 

14.· In § 12 Abs. 1 wird die Wendung ,,90 vH" 
ersetzt durch ,,80 vH". 

15. § 12 Abs. 2 erster Satz lautet: 

,,(2) 20 vH des Aufkommens von Altlastenbeiträ­
gen ist vom Bundesminister für Umwelt, Jugend und 
Familie zur Erfüllung der Aufgaben gemäß den 
§§ 13 und 14, mit Ausnahme des Personal- und 
Amtssachaufwandes, sowie für Studien und Pro­
jekte zur Erfassung, Abschätzung und Bewertung 
von Verdachtsflächen und zur Erfassung von 
Altlasten zu verwenden." 

. 16. § 12 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Der Bundesminister für Umwelt, Jugend und 
Familie hat aus Mitteln gemäß Abs. 2 den Aufwand, 
der mit der Besorgung der Aufgaben des Landes­
hauptmannes gemäß dem § 13 verbunden ist, und 
den Aufwand für Planungsaufträge des Bundes zu 
tragen; für Personal- und Amtssachaufwand besteht 
keine Kostentragungspflicht:" 

17. § 13 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Der Landeshauptmann hat dem Bundesmini­
ster für Umwelt, Jugend und Familie Verdachtsflä­
chen bekanntzugeben. Der Bundesminister für 
Umwelt, Jugend und Familie hat zur Erfassung von 
Altlasten die bundesweite Erfassung, Abschätzung 
und Bewertung von Verdachtsflächen im Zusam­
menwirken mit dem Bundesminister für wirtschaftli­
che Angelegenheiten und dem Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft zu koordinieren und 
ergänzende Untersuchungen, soweit diese zur 
Erfass.\lng, Abschätzung und Bewertung von Ver­
dachtsflächen sowie zur Prioritätenklassifizierung 
erforderlich sind, nach Maßgabe der vorhandenen 
Mittel (§ 12 Abs. 2) durch den Landeshauptmann zu 
veranlassen. Die aus der Erfassung gewonnenen 
Daten und Kenntnisse sind an das Umweltbundes­
amt zu übermitteln, durch das Umweltbundesamt 
zu verwerten und in einem Verdachtsflächenkata­
ster (§ 11 Abs. 2 Z 2) zu führen." 

18. § 13 Abs . .2 lautet: 

,,(2) Der Bundesminister für Umwelt, Jugend und 
Familie hat zur Erfassung von Altlasten alle 
Maßnahmen zur Abschätzung des Gefährdungspo­
tentials der erfaßten Verdachtsflächen zu koordi­
nieren. Die auf Grund der Gefährdungsabschätzung 
festgestellten sicherungs- bzw. sanierungsbedürfti­
gen Verda:chtsflächen sind in einem Altlastenatlas 
(§ 11 Abs. 2 Z 2) als Altlasten auszuweisen, der vom 
Umweltbundesamt zu führen ist. Der Bundesmini­
ster für Umwelt, Jugend und Familie hat den 
tandeshauptmann von der beabsichtigten Eintra­
gung der festgestellten Altlasten zu verständigen. 
Die Eintragung von Altlasten in den Altlastenatlas 
erfolgt durch das Bundesministerium für Umwelt 
und Familie nach Ablauf einer Woche, gerechnet ab 
dem Genehmigungsdatum der Mitteilung. Der 
Landeshauptmann hat jene Eigentümer, die zum 
Zeitpunkt der Eintragung Eigentümer der betroffe­
nen Liegenschaften sind, von der Eintragung in den 
Altlastenatlas zu verständigen. In ·den Altlastenatlas 
ist beim Bundesministerium für Umwelt, Jugend 
und Familie und beim Amt der jeweiligen 
Landesregierung während der Amtsstunden öffent­
liche Einsicht zu gewähren." 

19. Dem § 13 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

,,(4) Das Bundesministerium für Umwelt, Jugend 
und Familie hat jedermann auf Anfrage Auskunft zu 
geben: 

1. ob eine bestimmte Liegenschaft im Verdachts­
flächenkataster geführt wird und 

2 .. über die Art der Verdachtsfläche." 

20. In § 14 Abs. 1 wird die Wendung "gemäß § 13 
Abs. 1" ersetzt durch "gemäß den §§ 13 Abs. 1 und 
14 Abs. 3". . 
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21. Nach § 14 Abs. 1 werden folgende Abs. 2, 3 
und 4 eingefügt: 

,,(2) Altlasten, bei denen erforderliche Siche­
rungs- und Sanierungsmaßnahmen abgeschlossen 
sind, sind als gesichert oder saniert durch Änderung 
der Prioritätenklassifizierung im Altlastenatlas zu 
kennzeichnen. 

(3) Reichen die aus der Erfassung, Abschätzung 
und Bewertung der Verdachtsflächen (§ 13) gewon­
nenen Daten zur Erstellung der Prioritätenklassifi­
zierung nicht aus, so hat der Bundesminister für 
Umwelt, Jugend und Familie ergänzende Untersu­
chungen, soweit diese zur Prioritätenklassifizierung 
erforderlich sind, nach Maßgabe der vorhandenen 
Mittel (§ 12 Abs. 2) durch den Landeshauptmann zu 
veranlassen. 

(4) Die Verpflichtung der Behörden nach 
anderen Bundesgesetzen einzuschreiten, wird durch 
die Prioritätenklassifizierung nicht berührt." 

22. Der bisherige § 14 Abs. 2 erhält die 
Bezeichnung ,,(5)". 

23. § 16 Abs. 1 erster Satz lautet: 

"Soweit dies zur Beurteilung einer Verdachtsflä­
che unbedingt erforderlich ist, haben die Liegen­
schaftseigentümer sowie die an der Liegenschaft 
dinglich oder obligatorisch Berechtigten das Betre­
ten der Liegenschaften und Anlagen im notwendi­
gen Umfang insbesondere zur Entnahme von 
Proben durch die Organe der zur Vollziehung 
dieses Bundesgesetzes zuständigen Stellen sowie die 
von diesen Behörden herangezogenen Dritten zu 
dulden." 

24. In § 16 Abs.2 wird die Wortfolge "zum 
Zweck der Sicherung und Sanierung" ersetzt durch 
"zum Zweck der Untersuchung, Sicherung, Sanie­
rung und Überwachung". 

25. § 16 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Die Organe der zur Vollziehung dieses 
Bundesgesetzes zuständigen Stellen sowie die von 
diesen Behörden herangezogenen Dritten haben 
darauf .Bedacht zu nehmen, daß jede nicht 
unbedingt erforderliche Störung oder Behinderung 
vermieden wird." 

26. In § 17 Abs. 1 wird der Ausdruck ,,§ 7 
Sonderabfallgesetz 1983" ersetzt durch ,,§ 32 
Abfallwirtschaftsgesetz" . 

27. Der zweite Satz des § 17 Abs. 1 lautet: 

"Sachlich in Betracht kommende Oberbehörde ist in 
Verfahren nach dem Wasserrechtsgesetz der 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, in 
Verfahren nach der Gewerbeordnung der Bundes­
minister für wirtschaftliche Angelegenheiten und in 

Verfahren nach dem Abfallwirtschaftsgesetz der 
Bundesminister für Umwelt, Jugend und Familie." 

28. Dem § 17 wird folgender Abs. 2 eingefügt: 

,,(2) Die Zuständigkeitskonzentration beim Lan­
des hauptmann tritt mit der Eintragung der festge-
'stellten Altlast in den Altlastenatlas beim Bundesmi­
nisterium für Umwelt, Jugend und Familie (§ 13 
Abs. 2) ein." 

29. Die Abs.2, 3 und 4 des § 17 erhalten die 
Bezeichnung ,,(3)", ,,(4)" und ,,(5)". 

30. § 19 Abs. 1 lautet: 

,,(1) Soweit durch Maßnahmen zum Aufsuchen, 
Untersuchen, Sichern und Sanieren von Verdachts­
flächen und Altlasten Personen, die an der 
Entstehung einer Verdachtsfläche oder Altlast nicht 
mitgewirkt oder der Entstehung nicht zugestimmt 
oder diese nicht geduldet haben, ein Schaden 
entsteht, sind diese angemessen zu entschädigen." 

31. § 19 Abs. 3 zweiter Satz wird wie folgt 
geändert: 

"Doch steht es dem Entschädigung Beanspruchel).­
den frei, binnen drei Monaten nach Erlassung des 
Bescheides die Entscheidung über die Höhe der 
Entschädigung bei jenem Bezirksgericht zu begeh­
ren, in dessen Sprengel sich die Liegenschaft 
befindet." 

32. In § 20 Abs. 2 Z 1 entfällt die Wendung 
"außerhalb der Betriebszeiten". 

33. Nach dem § 23 wird folgender §23 a 
eingefügt: 

,,§ 23 a. (1) Die Verordnung über gefährliche 
Abfälle, BGBI. Nr. 607/1989, tritt außer Kraft. 

(2) Bis zum Inkrafttreten einer ergänzenden oder 
verändernden Verordnung gemäß § 2 Abs. 6 gelten 
als gefährliche Abfälle im Sinne dieses Bundesgeset­
zes jene Abfälle, die in der Verordnung, .BGBI. 
Nr. 49/1991, angeführt sind, sowie radioaktive 
Abfälle." 

Artikel 11 

Änderung des Wasserrechtsgesetzes 1959 

Das Wasserrechtsgesetz 1959, 
Nr. 215/1959, zuletzt geändert durch 
Nr. 252/1990, wird wie folgt geändert: 

1. § 31 b Abs. 1 letzter ~atz lautet: 

BGBI. 
BGBI. 

"Keiner Bewilligung bedarf das ein Jahr nicht 
überschreitende ordnungsgemäße Bereithalten von 
Abfällen zum Abtranspott, zur Verwertung oder 
zur sonstigen Behandlung." 
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